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Bauleitplanung

Sobald eine Frage auftaucht, bitte gleich nachfragen

??????

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Bauleitplanung

Die Bauleitplanung ist Selbstverwaltungsaufgabe der Gemeinden

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz
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Gesetzliche Grundlagen

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Baugesetzbuch

Workshop Bauleitplanung 
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Baugesetzbuch

§ 1 Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung

(1) Aufgabe der Bauleitplanung ist es,
die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 

nach Maßgabe dieses Gesetzbuchs vorzubereiten und zu leiten.

(2) Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan)
und der Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan).

(3) Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzustellen,
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 

erforderlich ist. 
Auf die Aufstellung von Bauleitplänen und städtebaulichen Satzungen besteht 
kein Anspruch; ein Anspruch kann auch nicht durch Vertrag begründet werden. 

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Bauleitpläne
müssen sich an die Ziele der Raumordnung anpassen

Die Ziele ergeben sich aus dem:

Landesentwicklungsplan

und

Regionalplan für den Planungsraum in dem die Gemeinde 
liegt

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz
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Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die 
nachfolgenden Vorschriften zum Umweltschutz

anzuwenden

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend 
umgegangen werden

das heißt das die Gemeinden bevor sie neue Flächen ausweisen die 
Möglichkeiten der

Wiedernutzbarkeit von Flächen
Nachverdichtung
Innenentwicklung 

ausschöpfen sollen

Bodenversiegelung sind auf das notwendige Maß zu begrenzen

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz
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Landschaftsplan
Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die Erfordernisse
und Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege für den jeweiligen Planungsraum 
darzustellen und zu begründen. Sie dient der 
Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege auch in den
Planungen und Verwaltungsverfahren, deren 
Entscheidungen sich auf Natur und Landschaft im
Planungsraum auswirken können. 

Die Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die in den Naturschutzgesetzen des 
Bundes (BNatSchG) und des Landes (LNatSchG) formulierten Ziele und 
Grundsätze von Naturschutz und Landschaftspflege für die die Gemeinde zu 
konkretisieren. 

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Bauleitpläne und Naturschutzrecht

Landschaftsplan
ist im Bundesnaturschutzgesetz rechtlich festgelegt
Er wird für das gesamte Gemeindegebiet aufgestellt und ist 
die ökologische Grundlage für die Bauleitplanung 

Die geeigneten, städtebaulich relevanten Inhalte sind in 
den Flächennutzungsplan und in den Bebauungsplan zu 
übernehmen

Flächennutzungsplan

Grundlage für Bebauungspläne

wird für das gesamte Gemeindegebiet aufgestellt

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz
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Auszugsweise Darstellung

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Der Bebauungsplan

enthält rechtsverbindliche Festsetzungen, 
aus denen sich für die Grundeigentümer 
die mögliche Bebauung für das Grundstück 
ergibt

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz
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( § 9 Abs. 5 Nr. 1 und Abs. 6 BauGB ) 

Umgrenzung der Flächen mit baulichen Sicherungsmassnahmen
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STRASSEN - PROFILE   M 1:200

Fb

Gaußstrasse  (Ost-West)            ( mit Parken )

G/R

Geh- und Radwege

Fb      = Fahrbahn für KFZ
Rs      = Randstreifen aus Naturstein- Grosspflaster
P        = Parkstreifen
B/M    = Bankett und Mulden für die Entwässerung
G/R    = Geh- und Radweg
Gr      = Grünstreifen

Regelquerschnitt für die B 404   Gutenbergstrasse

Fb

Ahornweg /
Birkenweg /
Privatstrasse A

Fb

Privatstrasse B

BEBAUUNGSPLAN NR. IV/4 2. Änderung - Auf dem Berg

Fachdienst Stadtplanung
Geesthacht, 02.08.2006

STADT GEESTHACHT

bearb. Bollmann          Stand : 08.06

Es gilt die Baunutzungsverordnung von 1990

Übersichtsplan  

Format : 900 / 1300

den BEBAUUNGSPLAN NR: IV/4 2.Änderung -  Auf dem Berg

Aufgrund des §10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997
(BGBl. I S.2141, ber. BGBl. 1998 I S.137) sowie nach §92 der Landesbauordnung (LBO) vom 10.01.2000
(GVOBl. Schl.-H. S.47) wird nach Beschlussfassung durch die Ratsversammlung vom

folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. IV/4 2.Änderung bestehend aus der Planzeichnung (Teil A)
und dem Text (Teil B) erlassen:

SATZUNG der STADT GEESTHACHT über 

Planzeichnung: Teil A

Plangebiet :

Auslegung bestimmt.
hat am 27.09.2004Der Ausschuß für Planung und Umwelt                       den Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung beschlossen und zur 

Geesthacht, 

Bürgermeister

der Träger öffentlicher Belange am 10.03.2006  geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

Die Ratsversammlung hat die vorgebrachten Anregungen sowie die Stellungnahmen

Bürgermeister

Bürgermeister

Geesthacht, 

Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom  19.09.2005  zur Abgabe einer Stellungnahme 
aufgefordert worden.

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses des Ausschusses für Planung und Umwelt vom 27.09.2004
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck in der Zeitung am 20.10.2004 erfolgt.
Geesthacht,

Bürgermeister

Geesthacht, 

Bürgermeister

Geesthacht, 

Bürgermeister

Lübeck, 07.08.2006

Katasteramt

Geesthacht, 

Bürgermeister

Geesthacht, 

Bürgermeister

Geesthacht, 

Bürgermeister

Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Begründung haben 
in der Zeit vom  10.10.2005  bis zum 10.11.2005   während der Dienststunden nach §3 Abs.2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass die Möglichkeit zur Äusserung und Erörterung besteht und dass Bedenken und 
Anregungen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zu Protokoll geltend gemacht werden können, 
am  23.09.2005  in der Zeitung ortsüblich bekanntgemacht worden.

Der katastermässige Bestand am 01.02.2006  sowie die geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung werden als 
richtig bescheinigt.

Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde am 10.03.2006  von der Ratsversammlung 
als Satzung beschlossen. Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss der Ratsversammlung 
vom 10.03.2006 gebilligt.

Die Bebauungsplansatzung,bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt 
Auskunft zu erhalten ist, ist am 01.08.2006  ortsüblich bekannt gemacht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägung einschließlich sich ergebenen Rechtsfolgen ( § 215 Abs. 2 BauGB ) sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche 
geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche ( § 44 BauGB ) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des 
§ 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am 02.08.2006  in Kraft getreten.

Zeichenerklärung VerfahrensvermerkeText: Teil B

Zwischen Hohenhorner Weg und Gutenbergstrasse,
im Abschnitt zwischen Mercatorstrasse und Marksweg

M 1:1000
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7.1. Grünordnungsplan
    Zu Arten, Qualitäten und Aufbau der Pflanzungen vgl. Erläuterungstext
    des Grünordnungsplanes.

7. Hinweise für die Gestaltung der öffentlichen und privaten Grundstücke

1. Bodenschutzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

      Die Stellflächen für parkende Fahrzeuge im öffentlichen Raum sind nicht
      vollversiegelt auszuführen (großfugiges Pflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen)
      Die Dauerstellplätze auf den Parzellen sind max. teilversiegelt  anzulegen.
      (Wassergebundene Decke,  Rasengittersteine, großfugiges Pflaster)

2. Maßnahmen zum Schutz des Wasserhaushaltes (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Grundsätzlich soll das gesamte anfallende Regenwasser auf den privaten Grundstücken
versickert werden.
Sollte vom Grundstückseigentümer durch eine Bodenuntersuchung qualifiziert nachgewiesen
werden, dass aufgrund des anstehenden Bodens eine Versickerung ausgeschlossen ist, kann
eine zeitverzögerte, gedrosselte Ableitung in das öffentlichen Regenwassersystem vorgenom-
men werden.
Es ist eine Rückhaltung vorzusehen, um die gedrosselte Ableitungsmenge von 40l/s *ha bei n=0,1
einhalten zu können.
Aus versickerungstechnischen Gründen dürfen die Dachflächen nicht mit unbeschichteten
kupfer-, zink- oder bleihaltigen Metallblechen abgedeckt werden.

3. Schallschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

      In der ersten Baureihe hinter der Lärmschutzanlage ist an den Nord-, West- und
      Südseiten des Dachgeschosses der Häuser der Lärmpegelbereich III mit der
      erforderlichen Schalldämmung erf. R'w,res = 35 dB der Aussenbauteile von
      Aufenthaltsräumen im Bebauungsplan festzusetzen. Räume, die zum Schlafen
      genutzt werden, sind hier mit schallgedämmten Lüftungseinrichtungen auszustatten,
      sofern die Grundrissanordnung keine Belüftungsmöglichkeit von den
      stassenabgewandten östlichen Gebäudeseiten zulässt.

      Die Höhe der Lärmschutzanlage beträgt 5.50 m  (siehe Lärmschutzanlage-Profil),
      bestehend aus einenm Lärmschutzwall und einer zu begrünenden 2.00 m hohen
      Lärmschutzwand (siehe GOP)

Hinweis: Darstellung der Lärmpegelbereiche siehe Lärmschutzplan und Gutachten

4. Sichtfelder (§ 9 Abs. 1 Nr.10 BauGB)

      In den Sichtfeldern der von der Bebauung freizuhaltenden Fläche sind
      Hochbauten und sichtbehindernde Anpflanzungen unzulässig, die höher
      sind als max. 0,70 m über Fahrbahnoberkante.

5. Bauliche Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB)

      Im Mischgebiet (MI) sind Spielhallen und ähnliche Unternehmungen im Sinne des
      § 33i der Gewerbeordnung, die der Aufstellung von Spielgeräten mit und ohne
      Gewinnmöglichkeiten dienen, sowie Verkaufsräume und Verkaufsflächen, Vorführ-
      oder Geschäftsräume, deren Zweck auf den Verkauf von Artikeln, auf Darstellungen
      oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, ausgeschlossen.

6. Festsetzungen über die Gestaltung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 4 i.V. mit § 92 Abs. 1 LBO)

6.1 Reklame- und Werbeschilder und ähnliche Einrichtungen, die nicht direkt auf den
      Straßenraum unmittelbar vor dem Grundstück gerichtet sind, sind unzulässig.

6.2 Reflektierende Farben an den Fassaden oder an den Fassadenteilen, sowie
      reflektierend beschichtete oder spiegelnde Fenster und Türen sind unzulässig.

6.3 Werbeeinrichtungen dürfen mit ihrer Oberkante die Traufhöhe nicht
      überschreiten. Freistehende Schriftzüge auf Dächern sowie beleuchtete
      Werbeeinrichtungen mit stark strahlenden Lichtanlagen sowie Wechsel- und
      Blinkschaltungen sind unzulässig.

Bauweise

Baugebiet

Grundflächenzahl



Nutzungsschablone

Geschossflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse

zugunsten der Stadt Geesthacht und der Versorger und Entsorger

Gemeinschaftsanlagen

Abwasserbeseitigung sowie Ablagerungen

besonderer Zweckbestimmung







Mülltonnen StandplatzM

Festsetztzungen :

  als Höchstmaß

Grundflächenzahl

Geschossflächenzahl

( § 6 BauNVO )

Mischgebiete

Zahl der Vollgeschosse

( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO )

Maß der baulichen Nutzung

( § 1 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO )
Gemischte Bauflächen

( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1-11 BauNVO )

Art der baulichen Nutzung

Verkehrsflächen

Offene Bauweise

Baugrenze

Zufahrt ( Ein-u. Ausfahrt )

  Pumpstation  

  Elektrizität

Wanderwege

  Wertstoff-Sammel-Container

( § 9 Abs. 1 Nr. 12,14 und Abs. 6 BauGB )

  Öffentliche Parkfläche

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Strassenverkehrsflächen

( § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB )

( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO )

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

nur Einzel - und Doppelhäuser zulässig

Spielplatz

  Parkanlage

  Bäume

   Bäume

( § 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB )

Lage der Regenrückhaltebecken

sonstigen Bepflanzungen

( § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und Abs. 6 BauGB )

 Erhaltung 

 Anpflanzen 

   Stellplätze

( § 9 Abs. 7 BauGB )

Mit Geh- bzw. Leitungsrechten zu belastende Flächen

( § 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB ) 

( § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB )  

( § 1 Abs. 4 und § 16 Abs. 5 BauNVO ) 

des Masses der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

( § 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB )

Grünflächen 

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (Sichtfelder)

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplan Nr. IV/4 2. Änd.

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung 

Flächen für Versorgungsanlagen , für die Abfallentsorgung und 

Strassenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen 

(siehe Zielplan - Grünordnungsplan)

Umgrenzungen von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Stäuchern und

Darstellung ohne Normcharakter :

vorhandene Gebäude

vorhandene Flurstücksgrenzen

Flurstücksnummern


Nachrichtliche Übernahme:

Knick Gem. § 15 b LNatSchG 

Böschung / Lärmschutzwall






geplante Flurstücksgrenzen

LÄRMSCHUTZANLAGE - PROFIL   M 1:200
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Datengrundlage ALK 2005, Herausgeber Vermessungs- und Katasterverwaltung Schleswig-Holstein

Geh- und Radwege / Parkflächen

Wanderwege

RsRs FbB/M B/M

P

 ( § 9 Abs. 1 Nr. 25 a )

( § 9 Abs. 1 Nr. 25 b )

M

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

Pflanzgebot für heimische Laubbäume an Parkstreifen
An den vorhandenen bzw. geplanten Parkstreifen sind Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu
erhalten.
Zu verwenden sind großkronige Laubbäume heimischer und standortgerechter Arten.
Bei Abgang ist eine Neupflanzung der selben Art vorzunehmen.
Zu verwenden sind Arten und Qualitäten nach Maßgabe des Grünordnungsplanes.

Bepflanzung eines Lärmschutzwalles (P 1)
Der geplante Lärmschutzwall ist zur Strassenseite hin bis zur auf der Dammkrone geplanten
Lärmschutzwand flächig mit Laubgehölzen heimischer und standortgerechter Arten zu bepflanzen.
Die Abstände der Pflanzen sollen 1 m in und zwischen den Reihen betragen.
Die Straucharten sind truppweise in Gruppen von je 6-10 Pflanzen einer Art zu pflanzen.
Zu verwenden sind Arten, Qualitäten und Mengenanteile nach Maßgabe des Grünordnungsplanes.

Anlage einer Schutzpflanzung am Spielplatz (P 2)
Zur Eingrünung des Spielplatzes gegenüber dem Hohenhorner Weg ist eine 4-reihige Schutzpflanzung
mit Laubgehölzen heimischer und Standortgerechter Arten vorzunehmen. Die Pflanzung soll gleichzeitig
Lärmimissionen und visuelle Beeinträchtigungen der östlich angrenzenden Wohnbebauung mindern.
Aus den vorgenannten Gründen wird hier bewußt eine dichte Bepflanzung vorgesehen.
Die Abstände der Pflanzungen sollen 0,8 m in und zwischen den Reihen betragen. Die Straucharten
sind truppweise in Gruppen von je 6-10 Pflanzen einer Art zu pflanzen.
Zu verwenden sind Arten, Qualitäten und Mengenanteile nach Maßgabe des Grünordnungsplanes.

Gehölzpflanzung an Lärmschutzwand (P 3)
Zur besseren landschaftlichen Einbindung sollen der 2,00 m hohen Lärmschutzwand Laubgehölze
heimischer und standortgerechter Arten vorgepflanzt werden.
Die Abstände der Pflanzen sollen 1 m in und zwischen den Reihen betragen. Die Straucharten sind
truppweise in Gruppen von je 6-10 Pflanzen einer Art zu pflanzen.
Zu verwenden sind Arten, Qualitäten und Mengenanteile nach Maßgabe des Grünordnungsplanes.

Pflanzung von Bäumen auf der Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz
Innerhalb der Spielplatzflächen sind insgesamt mindestens 5 großkronige Laubbäume heimischer und
standortgerechter Arten sowie mindestens 3 Obstbaum-Hochstämme zu pflanzen. Bei Abgang ist
eine Neupflanzung der selben Art vorzunehmen.
Zu verwenden sind die Mindest-Qualitäten nach Maßgabe des Grünordnungsplanes.

Pflanzung von je 1 Laubbaum nach jedem 5. Stellplatz
Bei der Realisierung der Stellplatzfläche im Norden des Mischgebietes ist für eine ausreichende
Durchgrünung zu sorgen. Dazu ist nach jedem 5. Stellplatz mindestens 1 Laubbaum einer heimischen
und standortgerechten Art zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang ist eine Neupflanzung
der selben Art vorzunehmen.
Zu verwenden sind Arten und Qualitäten nach Maßgabe des Grünordnungsplanes.

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

Erhaltungsgebot für Knicks
Die im Satzungsgebiet vorhandenen Knicks sind dauerhaft zu erhalten. Die für Knicks üblichen Pflege-
und Erhaltungsmaßnahmen (auf den Stock setzen) sollen etwa alle 10-15 Jahre durchgeführt werden.
Eine "gärtnerische" Nutzung der Knicks ist verboten. Hierzu zählt auch die Ablagerung von Kompost,
Rasenschnitt oder sonstigen Gartenabfällen.
Während der Bauphase ist ein ausreichender Schutz der Knicks z. B. durch Abzäunung zu
gewährleisten.

Erhaltungsgebot für Einzelbäume und Baumreihen
Die vorhandenen Einzelbäume sowie Baumreihen sind dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang ist eine
Neupflanzung der selben Art vorzunehmen.

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Die festgesetzten Grünflächen sind möglichst naturnah anzulegen und zu unterhalten. Bepflanzungen
sollen nur mit heimischen und standortgerechten Laubgehölzen erfolgen. Für die detaillierte
Ausgestaltung ist der Grünordnungsplan zu beachten.

Maßnahmen zum Schutz des Wasserhaushaltes (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Versickerung des gering belasteten Niederschlagswassers auf den Grundstücken
Das anfallende, gering belastete Niederschlagswasser ist, soweit möglich, auf dem Grundstück zur
Versickerung zu bringen. Dazu kommen verschiedene Verfahren in Frage:
- Flächenversickerung
- Rigolenversickerung
- Teichversickerung
- Muldenversickerung
- Rohrversickerung
- Mulden- (Rohr-) Rigolenversickerung.

7.2. Grünordnung

P1: Bepflanzung eines Lärmschutzwalles

Retentionsbereiche / Feuchtbereiche
( § 9 Abs. 1 Nr. 14  BauGB )
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( § 1 Abs. 1 Nr.1 BauNVO )
Wohnbauflächen

( § 4 BauNVO )

Allgemeine Wohngebiete

P2: Schutzpflanzung am Spielplatz

P3: Gehölzpflanzung an Lärmschutzwand
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Das Verfahren in der Bauleitplanung

Die Vorschriften sind für Flächennutzungsplan und Bebauungsplan 
gleich

sie gelten auch für Änderung, Ergänzung und Aufhebung von 
Bauleitplänen

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Aufstellungsbeschluss

Die Gemeindevertretung beschließt
einen Bauleitplan aufzustellen, zu ändern oder 
aufzuheben

Er ist ortsüblich bekannt zu machen

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Veränderungssperre

Ist eine Beschluss über die Aufstellung eines Bebauungsplanes 
gefasst, kann die Gemeinde zur Sicherung der Planung eine 
Veränderungssperre als Satzung beschließen
Sie ist ortsüblich bekannt zu machen
Dauer zwei Jahre, kann zweimal um ein Jahr verlängert werden
Sobald die Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist, 
tritt die Veränderungssperre außer Kraft 

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Planentwurf

Anschließend wird der Plan ausgearbeitet
dies kann durch die Verwaltung erfolgen 
oder es werden Planungsbüros damit beauftragt

Die rechtliche und politische Verantwortung für die
Planung bleibt bei der Gemeinde

Planungshoheit
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Umweltprüfung

In jedem Bauleitplanverfahren ist eine Umweltprüfung 
durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen
Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und 
bewertet werden
(Umweltbericht)

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Frühzeitige Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Einrichtungen

soll erfolgen um zu erfahren ob und welche öffentlichen 
Belange von der Planung berührt werden
sie kann schriftlich und/oder durch mündlich Erörterung 
erfolgen (sogenannter Scoping-Termin)
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

Unterrichtung über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung, Alternativlösungen und die voraussichtlichen 
Auswirkungen der Planung

Der Termin ist ortsüblich bekannt zu machen

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Entwurfs- und Auslegungsbeschluss

Die Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung werden in einen 
Planentwurf eingearbeitet und die Gemeindevertretung 
fasst den Beschluss den Entwurf für die Öffentlichkeit 
auszulegen
gleichzeitig werden Behörden und sonstige Einrichtungen 
zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert

Die öffentliche Auslegung ist ortsüblich bekannt zu machen
In der Bekanntmachung müssen Ort und Dauer enthalten 
sein
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Öffentliche Auslegung

Die Auslegungsfrist muss mindestens 4 Wochen 
betragen

Während dieser Zeit können Stellungnahmen abgegeben 
werden 

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Stellungnahmen und ihre Behandlung in 
der Abwägung

Die eingegangenen Stellungnahmen fließen in die 
Planung ein
werden Stellungnahmen nicht berücksichtigt, ist dies zu 
begründen
Die Gemeindevertretung befasst sich in einer öffentlichen 
Sitzung mit den eingegangenen Stellungnahmen und 
beschließt den Bebauungsplan als Satzung

Die Satzung ist ortsüblich bekannt zu machen
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Flächennutzungspläne sind genehmigungspflichtig
Genehmigungsbehörde ist das Innenministerium 

Bebauungspläne die aus dem Flächennutzungsplan  
entwickelt wurden, müssen nicht genehmigt werden

In Gemeinden die keinen Flächennutzungsplan haben 
müssen Bebauungspläne auch durch das 
Innenministerium genehmigt werden

Benachbarte Gemeinden können einen gemeinsamen 
Flächennutzungsplan aufstellen

Workshop Bauleitplanung 5. April 2014
Verfasserin Annedore Granz

 Bekanntmachung

Aufstellungsbeschluß, Bekanntmachung

Bekanntmachung: frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung, Durchführung

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (TÖB), Abstimmung Nachbargemeinden

Entwurfs- und Auslegungsbeschluß

Bekanntmachung: öffentliche Auslegung, 4 Wochen Aushang

Behandlung der von der Öffentlichleit und TÖB eingegangenen Stellungnahmen

Abschließende Beschlußfassung (Satzungsbeschluß)
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Weitere Stichworte zur Bauleitplanung

• Parallelverfahren

• Vorhaben- und Erschließungsplan-
vorhaben bezogener Bebauungsplan

• Erleichterung von Planungsvorhaben für die 
Innenentwicklung §13 a Baugesetzbuch

Workshop Bauleitplanung
Verfasserin Annedore Granz

§ 13a Baugesetzbuch
Bebauungsplan der Innenentwicklung

Ein Bebauungsplan für die 

Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
die Nachverdichtung oder andere 
Maßnahmen der Innenentwicklung 

kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. 
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Bauleitplanung

Sobald eine Frage auftaucht, bitte gleich nachfragen

??????

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Innenentwicklung

Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden,

wenn in ihm eine zulässige Grundfläche von weniger als 20 000 Quadratmetern 
zugrunde liegt 

oder 

dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen 
Umweltauswirkungen hat

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden können, sind an der 
Vorprüfung des Einzelfalls zu beteiligen
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Im beschleunigten Verfahren

kann ein Bebauungsplan, der von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, 
auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; 
die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht 
beeinträchtigt werden 
der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen

soll einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen, zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum oder zur 
Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in der Abwägung in angemessener Weise 
Rechnung getragen werden

Das Verfahren in der Bauleitplanung ist auch für den Bebauungsplan 
der Innenentwicklung anzuwenden

Bei der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass im beschleunigten Verfahren 
keine Umweltprüfung durchgeführt werden muss

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Weitere Verfahren im Rahmen der Bauleitplanung
ohne eine Rechtsverbindlichkeit sind

Integriertes Stadtentwicklungskonzept (ISEK)

Rahmenplan

Gebietsentwicklungsplan
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Zulässigkeit
von Vorhaben

§ 30

regelt die Zulässigkeit
von Vorhaben

im Bebauungsplanbereich

§ 34
regelt die Zulässigkeit

von Vorhaben innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile

(im unbeplanten Innenbereich)

§ 35
regelt die Zulässigkeit

von Vorhaben
im Außenbereich

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

§ 34
Zulässigkeit von Vorhaben 

im unbeplanten Innenbereich

In den meisten Gemeinden 
gibt es keine 

Bebauungspläne

Gilt bei Bauvorhaben 
die weder in einem 

Bebauungsplangebiet
noch im Außenbereich liegen

Innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten 

Ortsteile ist ein Bauvorhaben 
zulässig wenn es sich in die 

vorhandene Bebauung 
einfügt und die Erschließung 

gesichert ist
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Das gemeindliche Einvernehmen

Nach § 36 BauGB ein verfahrensmäßiges Mitwirkungsrecht!

Danach wird über die Zulässigkeit von Vorhaben im unbeplanten Innenbereich im 
bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen 
mit der Gemeinde entschieden. Die Gemeinde hat bei der Entscheidung über die 
Erteilung des Einvernehmens ausschließlich die Vorraussetzungen von § 34 BauGB 
zu prüfen und kann das Einvernehmen nicht aus anderen Gründen versagen.

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Ein Bauvorhaben ist zulässig wenn es folgende Voraussetzungen erfüllt: 

1 - Vorliegen eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils

2 - Einfügen des Vorhabens in die Eigenart der näheren Umgebung

3 - Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse

4 - Keine Beeinträchtigung des Orts- und Lanfschaftsbildes

5 - Keine schädlichen Auswirkungen des Vorhabens auf zentrale Versorgungsbereiche

6 - Gesicherte Erschließung

7 - Einvernehmen der Gemeinde zu Punkt 1-6
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

§ 35
Zulässigkeit von Vorhaben 

Im Außenbereich

Regelt Bauvorhaben 
außerhalb der im 

Zusammenhang bebauten 
Ortsteile

Außenbereich bedeutet nicht
die Vorstellung von freier 

Natur, der Stadtferne, 
der Einsamkeit

Die Zulässigkeit von
Vorhaben knüpft sich an den 

Vorhabenbegriff

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

§ 35 regelt die Zulässigkeit der Vorhaben im Außenbereich

Die bevorrechtigt zulässig sind, privilegierte Vorhaben, wenn öffentliche 
Belange nicht entgegenstehen und die ausreichende Erschließung gesichert ist

Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz

Katalog der privilegierten Vorhaben

- Vorhaben, das einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur einen 
untergeordneten Teil der Betriebsfläche einnimmt

- Vorhaben, das einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung dient

- Vorhaben, das wegen seiner besonderen Anforderungen an die Umgebung, wegen seiner 
nachteiligen Wirkungen auf die Umgebung oder wegen seiner besonderen Zweckbestimmung
nur im Außenbereich ausgeführt werden soll

- Vorhaben, das der Erforschung, Entwicklung und Nutzung der Windenergie dient

- Vorhaben, das der energetischen Nutzung von Biomasse in einem Zusammenhang mit einem der 
o.g. Betriebe dient

- Vorhaben, das der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken 
oder der Entsorgung radioaktiver Abfälle dient
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Workshop Bauleitplanung 
Verfasserin Annedore Granz


